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3. VOM FORUM INTERNUM ZUM FORUM EXTERNUM IN RELIGIONS- UND 

GLAUBENSFREIHEIT (RuGF) 

 

Alle RuGF-Kernartikel unterscheiden zwischen einem sogenannten „forum internum” 

und einem „forum externum”. Das forum internum scheint der Ausgangspunkt zu sein, 

ebenso wie die Subjektivität (aber zugleich universelle Subjektivität) des/der einzelnen 

Menschen. Das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit, später auf 

Religion und Glauben, einschließlich des Rechts, die eigene Religion zu wählen oder 

zu wechseln, ist absolut. Es kann und darf nicht durch den Staat oder einen anderen 

Akteur eingeschränkt werden. 

 

Zweitens kommen die mit dem forum externum verbundenen Rechte hinzu, nämlich 

das Recht, seine Gedanken, sein Gewissen, seine Religion und seine Überzeugung 

allein oder mit anderen, privat und öffentlich zu äußern. 

 

Hier ist es vor allem wichtig, sich mit den Texten vertraut zu machen, in denen dieses 

Recht ausführlicher beschrieben ist als in Artikel 18 der UN-Erklärung von 1948, und 

wir können in diesem Zusammenhang den Artikel 18 des Internationalen Pakts über 

bürgerliche und politische Rechte von 1966 (IPbpR) zitieren: 

 

1. Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. 

Dieses Recht umfasst die Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschauung 

eigener Wahl zu haben oder anzunehmen, und die Freiheit, seine Religion 

oder Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich o-

der privat durch Gottesdienst, Beachtung religiöser Bräuche, Ausübung und 

Unterricht zu bekunden. 

 

2. Niemand darf einem Zwang ausgesetzt werden, der seine Freiheit, eine Re-

ligion oder eine Weltanschauung seiner Wahl zu haben oder anzunehmen, 

beeinträchtigen würde. 

 

3. Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den 

gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die zum 

Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit, Sittlichkeit oder der 

Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind. 

 

4. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Freiheit der Eltern und gegebenen-

falls des Vormunds oder Pflegers zu achten, die religiöse und sittliche Erzie-

hung ihrer Kinder in Übereinstimmung mit ihren eigenen Überzeugungen si-

cherzustellen. 
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Und die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreihei-

ten von 1950 („Konvention”), Artikel 9: 

 

1. Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; 

dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu 

wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder 

gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unterricht o-

der Praktizieren von Bräuchen und Riten zu bekennen. 

 

2. Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekennen, darf nur Ein-

schränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer de-

mokratischen Gesellschaft notwendig sind für die öffentliche Sicherheit, zum 

Schutz der öffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Moral oder zum Schutz der 

Rechte und Freiheiten anderer. 

 

Das mit dem forum externum verbundene Recht ist in mehr als nur einer Hinsicht dem 

ersten Absoluten „nachgeordnet”, und ist hingegen nicht absolut. Es kann, wie aus den 

Texten hervorgeht, vom Staat unter Bezugnahme auf das begrenzt werden, was in 

einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der öffentlichen Sicherheit, zum 

Schutz der öffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Moral oder zum Schutz der Rechte 

und Freiheiten anderer für notwendig erachtet wird. Das Recht auf Begrenzung ist je-

doch ein Recht, das nur ausgeübt werden kann, wenn es „gesetzlich vorgeschrieben” 

ist. 

Zu beachten ist also die Tatsache, dass, obwohl Religion und/oder Glaube einen 

besonderen Status haben/hat und besonders geschützt sind/ist, die Menschenrechts-

artikel auch darauf hinweisen, dass Religion und/oder Glaube etwas anderem, etwas 

noch „Gemeinsamerem”, Wertvollerem und Wichtigerem für den Einzelnen, den Staat 

und das Wohl des Einzelnen, der Gesellschaft und des Staates untergeordnet sein 

müssen/muss: (nichtreligiöses) Recht, (nichtreligiöse) Demokratie, (nichtreligiöse) öf-

fentliche Sicherheit, (nichtreligiöse) öffentliche Ordnung, (nichtreligiöse) Gesundheit, 

(nichtreligiöse) Moral und – nicht zuletzt – die Rechte und Freiheiten anderer – seien 

es religiöse oder nichtreligiöse Rechte anderer. 

Das säkulare Recht des Staates steht also zweifellos über der Religion und dem 

religiösen „Recht”, das mit dem Glauben und der religiösen Praxis verbunden sein 

kann. Oder, welcherlei Religion und religiöses Recht, Glaube und Praxis auch immer: 

Sie müssen ihren untergeordneten Platz im Rahmen des weltlichen Rechts, des Staa-

tes und der Gesamtheit der Menschenrechte finden. 

 

Für die Bestimmungen dessen, was es meint, seine Religion (öffentlich) zu bekennen, 

oftmals ist hier von „Lehre”, „Praxis”, „Gottesdienst” und „Observanz” die Rede (um die 

vier am häufigsten verwendeten, voneinander geschiedenen und aufeinander bezoge-

nen Begriffe aufzuführen), genügt der Verweis auf den Allgemeinen Kommentar 22 zu 

IPbpR und die EU-Leitlinien. 
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Was die Art und Weise betrifft, wie der Gerichtshof und die einzelnen Staaten z. B. in 

der EU mit der Religionsfreiheit, wie sie bspw. in der Konvention formuliert ist, umge-

hen und diese regeln – einschließlich der Art und Weise, wie der Gerichtshof und die 

nationalen Gerichte ihre Rechtstraditionen und Argumentationsweisen auf die vielen 

Fälle anwenden, in denen das Recht, seine Religion zu bekennen, sei es durch den 

Staat oder durch Einzelpersonen oder Gruppen, angefochten wird –, ist auf andere 

Arbeiten zu diesem Thema zu verweisen, nicht zuletzt auf Evans 2009. 

 

Im Vorwort wurden einzelne Fälle erwähnt, von denen einige auch die Art und Weise 

betreffen, in der die Religion, die religiösen Überzeugungen, die religiösen Empfindun-

gen und das Recht auf Religions- oder Glaubensfreiheit z. B. mit dem ebenso wichti-

gen Recht auf freie Meinungsäußerung (einschließlich der Pressefreiheit) in Konflikt 

stehen, und wir können uns nur auf solche Fälle beziehen, die in der einschlägigen 

Literatur beschrieben sind. Es ist jedoch klar, dass dies einer der umstrittensten Berei-

che ist, sobald Mehrheitsreligionen ebenso wie Minderheitsreligionen in einem ge-

meinsam geteilten Raum zusammenleben sollen – und dies unter den Bedingungen 

eines säkularen Staates tun müssen. 

 

Hier finden wir die Debatten, Diskussionen und Konflikte, die z. B. mit den Äußerungen 

verbunden sind, die nicht nur Religion kritisieren, sondern vielleicht sogar das beleidi-

gen, lächerlich machen oder lästern, was von einigen religiösen Menschen als „heilig” 

angesehen wird, seien es Gegenstände, Personen (Götter, Gründer usw.), Gebäude, 

Rituale oder sogar religiöse Gefühle und Überzeugungen. 

 

Ein Beispiel könnten die Zeichnungen von Mohammed in der sogenannten dänischen 

„Karikaturenaffäre”, viele Filme und Gemälde von Jesus und Maria, seiner Mutter nach 

der christlichen Überlieferung, die russischen politischen Aktionen von Pussy Riot und 

Ähnliches sein. Alles im Zusammenhang mit Blasphemiegesetzen (die in einigen eu-

ropäischen Staaten noch immer in Kraft sind und in vielen anderen abgeschafft wur-

den), mit internationalen und UN-Diskussionen über bestimmte muslimische Wünsche, 

Religion und religiöse Gefühle vor allerlei Kritik zu schützen. 

 

Hier findet man außerdem alle Fälle, die sich auf Verbote (oder Verbotswünsche) der 

Art von Bekenntnis beziehen, die sich im Tragen oder Bauen von etwas zeigt, das als 

mit Religion, religiöser Praxis und Observanz verbunden angesehen wird: Das Tragen 

von Kopftüchern und (zur Vermeidung von Vorwürfen der Diskriminierung) aller ande-

ren sichtbaren religiösen Symbole, wie in öffentlichen Schulen und z. B. in dänischen 

Gerichtssälen; der Bau von Minaretten auf Moscheen in der Schweiz oder anderswo; 

der Gebetsruf von ähnlichen Gebäuden mit Minaretten, das Tragen von Burkas und 

(wieder, um Vorwürfe der Diskriminierung zu vermeiden) ähnlicher Kleidung und Kopf-

bedeckungen, die das Gesicht im öffentlichen Raum bedecken (und an den öffentli-

chen Stränden, vgl. die französische Debatte über den „Burkini”). Es ist nur ein weite-

res Beispiel, einem Sikh zu erlauben oder nicht zu erlauben, einen Turban an Arbeits-

plätzen zu tragen, an denen ein Helm sonst ein Muss ist. 



 
 

  

5 

 

 

Darüber hinaus haben wir die Fälle, die z. B. mit dem Tragen des „Kirpan” (Mes-

ser/Kurzdolch) der Sikhs (eines der fünf obligatorischen „K”, die von einem eingeweih-

ten Sikh getragen werden müssen) an öffentlichen Orten zusammenhängen, an denen 

das Tragen von Messern sonst zur Sicherheit anderer Menschen verboten ist (vgl. 

Jensen 2011). Die rituelle Beschneidung nicht nur von Mädchen und Frauen (als FGM 

[englisch: female genital mutilation] bezeichnet: Weibliche Genitalverstümmelung, die 

der Gesundheit der Mädchen und Frauen schadet), sondern auch von jüdischen und 

muslimischen Jungen ist ein weiteres heiß diskutiertes Thema. 

 

Im letztgenannten Fall steht das Recht des Kindes (seine eigene Religion zu wählen, 

die Kontrolle über seinen eigenen Körper und seine Integrität zu haben und keine un-

nötigen Schmerzen zu erleiden) außerdem im Widerspruch zum Recht, seine Religion 

zu bekennen, hier in Form der rituellen Praxis, und zum Recht der Eltern, ihr Kind in 

ihre religiöse Tradition einzuführen. 

 

Das letztgenannte ist natürlich, vgl. den letzten Absatz im IPbpR-Artikel 18, ein Recht 

der Eltern, das nicht selten eine entscheidende Rolle bei der staatlichen Handhabung 

religionsbezogener Bildung und Erziehung sowohl in privaten als auch in öffentlichen 

Schulen spielt. Wo immer der Staat den konfessionellen Religionsunterricht schützt 

und möglicherweise fördert, muss er – unter Bezugnahme auf die Religionsfreiheit des 

Kindes und der Eltern – eine Abmeldemöglichkeit oder ein alternatives Fach (z. B. 

nichtreligiöse Religionskunde, Philosophie und/oder Ethik) anbieten. 

 

Wo immer Staaten einen obligatorischen nichtreligiösen und nichtkonfessionellen Re-

ligionsunterricht anbieten, muss der Staat entweder sicherstellen, dass es eine Abmel-

demöglichkeit gibt oder dass der angebotene Religionsunterricht im Einklang mit den 

Urteilen des Gerichtshofs steht, wie der Religionsunterricht sein muss, damit er ver-

pflichtend sein kann: „Objektiv, kritisch und pluralistisch” (vgl. Jensen 2005), d. h. wie 

er normalerweise praktiziert wird, wenn er auf einem akademischen, religionswissen-

schaftlichen Studium von Religion(en) basiert. Und, wie es auch vom Obersten Ge-

richtshof der USA in Bezug auf den Religionsunterricht an öffentlichen Schulen in den 

USA vorgeschrieben ist. 

 

Im Hinblick auf das Letztgenannte wird der mögliche Konflikt zwischen dem Recht der 

Eltern und dem Wunsch des Staates deutlich, die Schule und den Religionsunterricht 

zu nutzen, um den Weg zu ebnen für Toleranz gegenüber Religion, für die Bekämp-

fung von Stereotypen im Zusammenhang mit Religion und für das Ziel, eine friedliche 

und menschenrechtsbasierte Zivilgesellschaft aufzubauen und einen gut ausgebilde-

ten Bürger zu schaffen. 

 

Nicht zuletzt sind natürlich auch Diskussionen über die religiösen Praktiken in vielen 

Religionen im Zusammenhang mit Nahrungsmitteln zu erwähnen: Die Regeln und 

Praktiken beim Schlachten von Tieren sowohl im Judentum als auch im Islam werden 
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als Verletzung des „Rechts” der Tiere angesehen, nicht zu leiden, und der Verzehr von 

halalem oder koscherem Essen in Kindergärten, Schulen, Krankenhäusern und Ge-

fängnissen wird häufig diskutiert. 
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